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Im Jahr 2015 wird die gesetz-
liche Pflegeversicherung 20 Jah-
re alt. Bei aller Feierstimmung 
ist in den vergangenen Jahren 
deutlich geworden, dass eine 
private Pflegezusatzversiche-
rung, trotz zahlreicher Gesetzes-
änderungen, wichtiger denn je 
ist. Die Einführung des Pflege-
Bahr, der staatlich geförderten 
Pflegezusatzversicherung, ist 
ein klares Zeichen für die Not-
wendigkeit privater Vorsorge. 
Hinzu kommt: Bereits jeder drit-
te Deutsche hat einen Pflegefall 
in seinem persönlichen Umfeld. 
Dabei wird vielen Menschen 
klar, dass die tatsächlichen Ko-
sten einer solchen Pflege schnell 
die gesetzlichen Leistungen 
überschreiten. Daher schont die frühe Vorsorge den Geldbeu-
tel, wenn es wirklich hart auf hart kommt.

Nach aktuellen Zahlen gibt es derzeit in Deutschland rund 2,6 
Millionen Pflegebedürftige. Etwa zwei Drittel davon werden 
zu Hause durch Angehörige oder einen der über 12.000 Pfle-
gedienste versorgt, während nur rund ein Drittel der Pflege-
bedürftigen in einem entsprechenden Heim lebt. Statistisch 
gesehen ist das Pflegerisiko, also die Wahrscheinlichkeit zum 
Pflegefall zu werden, in hohem Maße vom Alter abhängig. 
Über alle Altersgruppen liegt die Pflegequote – das heißt 
pflegebedürftig zu sein – bei unter 3 Prozent. Bei den 75- bis 
unter 80-Jährigen steigt die Pflegequote bereits auf über 8 
Prozent und erhöht sich bei den 85- bis unter 90-Jährigen auf 
über ein Drittel. Bei den über 90-Jährigen ist statistisch gese-
hen jeder zweite von Pflegebedürftigkeit betroffen. Aufgrund 

der höheren Lebenserwartung sind zwei Drittel der Pflegebe-
dürftigen Frauen. Welchen finanziellen Umfang ein Pflegefall 
haben kann, verdeutlichen folgende Zahlen: 

Ein Platz im Pflegeheim kostet unter Berücksichtigung von 
Unterkunft und Verpflegung, rasch 3000 Euro und mehr pro 
Monat. Selbst in der höchsten Pflegestufe III entsteht hier 
eine monatliche Finanzierungslücke von über 1000 Euro, die 
durch privates Vermögen gedeckt werden muss. Private Pfle-
gezusatzversicherungen können das Problem der zu hohen 
Pflegekosten lösen. Pflege-Bahr-Tarife werden pro Monat mit 
5 Euro gefördert. Im Versicherungsfall wird dann der verein-
barte Pflegebetrag monatlich, ohne Nachweis der tatsächlich 
anfallenden Pflegekosten, ausgezahlt. Wichtig: Je jünger man 
bei Vertragsschluss ist, umso niedriger sind die monatlichen 
Kosten und der persönliche Geldbeutel wird geschont.
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Editorial
Liebe Leserinnen und Leser,
nach wie vor denken in Deutschland viele Men-
schen bei der Altersvorsorge vorrangig an die 
gesetzliche Rente seitens des Staates. Die be-
triebliche Altersversorgung spielt hingegen nur 
bei wenigen Angestellten die Rolle, welche diese 
Vorsorgeform verdient. Im Schwerpunktthema zei-
gen wir auf, welche Möglichkeiten Arbeitnehmer 
haben und wie die Umsetzung ganz einfach und 
unkompliziert erfolgen kann. Weitere Themen die-
ser Ausgabe sind unter anderem die Fallstricke von 
Eigenleistungen beim Hausbau, Sturmschäden 
in der Hausratversicherung und die Chancen von 
Dividendenfonds. Im Serviceteil blicken wir auf 
Urlaubsregelungen, Reiserücktrittsversicherungen 
und das steigende Geldvermögen in Deutschland. 

Eine interessante Lektüre wünscht Ihnen

EDITORIAL

Pflegeversicherung: Private Absicherung ist notwendig
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In vielen deutschen Unternehmen ist die betriebliche Al-
tersversorgung längst eine Selbstverständlichkeit. Den-
noch gibt es noch immer eine beträchtliche Zahl, meist 
kleinere Betriebe, in denen das Thema keineswegs so 
präsent ist. Das ist für die Angestellten dort von Nachteil, 
denn: War die betriebliche Altersversorgung bis 2002 le-
diglich eine freiwillige Leistung der Arbeitgeber, ist sie 
seither für jeden Arbeitnehmer möglich. Diese können 
von ihrem Arbeitgeber eine betriebliche Altersversorgung 
verlangen, sofern sie bereit sind, dafür auf einen Teil ihres 
Gehalts zu verzichten. Diese gesetzlich fixierte Möglich-
keit nennt sich Entgeltumwandlung und bietet lukrative 
Chance für die Zukunft. 

Staatliche Vorteile

Im Rahmen einer Entgeltumwandlung werden monatliche 
Beiträge direkt vom Bruttogehalt abgezogen, so dass sich 
Einspareffekte bei Einkommensteuern und Sozialabga-
ben ergeben. Arbeitnehmer können aktuell bis zu 2.904 
Euro im Jahr (West) steuer- und abgabenfrei in eine be-
triebliche Altersversorgung einzahlen. Im Osten liegt die 
Grenze bei 2.496 Euro. In Abhängigkeit von der Form der 
betrieblichen Altersversorgung (Direkversicherung, Pensi-
onsfonds) können weitere 1.800 Euro steuerfrei, aber sozi-
alabgabenpflichtig umgewandelt werden. 

Fünf mögliche Wege

Dies lohnt sich meist ebenfalls, da der Steuersatz in der 
Rentenphase in der Regel deutlich niedriger ist, als wäh-
rend des Erwerbslebens. Zudem fallen im Alter keine Bei-
träge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung mehr an.
Arbeitgeber haben generell die Möglichkeit die betrieb-

liche Altersversorgung ihrer Mitarbeiter über fünf ver-
schiedene, so genannte Durchführungswege auszuge-
stalten. Davon ist die Direktversicherung die beliebteste. 
Generell kann ein Arbeitgeber aber auch eine direkte Pen-
sionszusage treffen oder einen Vertrag mit einer Pensions-
kasse, einem Pensionsfonds oder einer Unterstützungs-
kasse schließen. Die Entscheidung für einen bestimmten 
Durchführungsweg kann von vielen Faktoren, wie etwa 
dem jeweiligen Tarifvertrag oder der Betriebsgröße ab-
hängen. Viele kleinere Unternehmen beschränken sich 
dabei meist auf einen Durchführungsweg, um den Verwal-
tungsaufwand in Grenzen zu halten. 

Die beliebteste Variante

Die Direktversicherung ist bereits seit langem die belieb-
teste Form der betrieblichen Altersversorgung. Dabei 
schließt der Arbeitgeber per Einzel- oder Gruppenvertrag 
eine Lebensversicherung für seinen Arbeitnehmer ab. 
Direktversicherungen unterliegen der normalen Versi-
cherungsaufsicht und der entsprechenden Anlageregu-
lierung. Dementsprechend dürfen die Beiträge nur bis zu 
35 Prozent der Anlagemittel in Aktien angelegt werden 
werden. Nur bei fondsgebundenen Direktversicherungen 
können höhere Aktienquoten erreicht werden.

Schwerpunkt: Betriebliche Altersversorgung

Bi
ld

na
ch

w
ei

s 
AX

A

SCHWERPUNKT

Der elementare Bestandteil einer guten Rente



VERSICHERUNGS- UND FINANZINFO

§ Impressum / Disclaimer Druckversion 

Ausgabe Februar 2015

Vorsicht Eigenleistungen
Nicht jedermann kann genügend Eigenkapital aufbringen, 
um sich für einen Bankkredit zur Finanzierung eines Haus-
baus zu qualifizieren. Allerdings akzeptieren viele Banken 
hierzulande das Einbringen von Eigenleistungen, so dass 
die Finanzierung entlastet wird und man sich am Ende doch 
noch den Traum vom eigenen Haus erfüllen kann. Dabei ist 
es jedoch wichtig einige Aspekte zu beachten und sich insbe-
sondere zu vergegenwärtigen, was man kann und was man 
vor allem nicht kann. Andernfalls kann es hinterher so richtig 
teuer werden.

Am Ende läuft es also darauf hinaus, dass sich Häuslebauer 
nicht überschätzen sollten. Daher muss zum Beispiel die Fra-
ge nach den handwerklichen Fähigkeiten gestellt werden. 
Niemand möchte hinterher Experten einbestellen müssen, 
die den Job „richtig“ zu Ende bringen und eventuell Fehler 
ausbessern. In solchen Fällen könnten Nachfinanzierungen 
fällig werden und damit auch finanzielle Einbußen. Anderer-
seits unterschätzen viele, wie viel Zeit es kostet am eigenen 
Haus mitzuhelfen. Wenn dadurch der eigene Beruf zu leiden 
hat oder man sogar entlassen wird, ist niemandem geholfen. 
Eigenleistungen müssen also gut durchgerechnet werden

Sturmschäden: Wer zahlt?
Das noch junge Jahr 2015 brachte bereits im Januar vielerorts 
Sturm- und Orkanböen sowie jede Menge Regen. Dabei hat 
sich wieder einmal gezeigt: Der richtige Versicherungsschutz 
kann im Fall des Falles entscheidend sein. Zumal der Winter 
noch längst nicht vorbei ist. Zwar blieben die ganz großen 
Schadensereignisse aus, doch was ein einziger Wintersturm 
anrichten kann, zeigt ein Blick auf das Jahr 2007. Damals hat-
te der schwere Wintersturm Kyrill für die Sachverversicherer 
einen Schadensaufwand von fast 2,1 Mrd. Euro ausgelöst – 
soviel wie im ganzen vergangenen Jahr 2014 im Bereich Na-
turgefahren gezahlt wurden. Dennoch zählt das vergangene 
Jahr zu den fünf folgenschwersten Sturm- und Hageljahren 
seit 1998. Schuld daran ist unter anderem das Sturmtief Ela 
im vergangenen Juni. Für die dabei entstandenen 250.000 
Schäden mussten die Sachversicherer rund 400 Mio. Euro 
zahlen.

Generell gilt: Schäden am Gebäude, die zum Beispiel durch 
umgefallene oder abgebrochene Bäume, Äste, Schornsteine 
und Masten entstanden sind, ersetzt die Wohngebäudeversi-
cherung. Doch auch in der Wohnung selbst entstehen schnell 
Schäden. Sturmschäden werden hier von der Hausratversi-
cherung ersetzt. Folgeschäden, die beispielsweise nach einer 
Dachabdeckung am Hausrat auftreten können, sind ebenfalls 
mitversichert. 

Eine Glasversicherung, die oft als Zusatz zu einer Hausrat-
versicherung angeboten wird, ersetzt ohne Rücksicht auf 
die Schadenursache die Bruchschäden an Fenster- und Tür-
scheiben und Glasdächern einschließlich der Kosten für eine 
etwa erforderliche Notverglasung. Im Schadensfall sollte sich 
der Versicherte rasch mit seiner Versicherung in Verbindung 
setzen und die Regulierung besprechen. Dazu ist eine Doku-
mentation der Schäden, etwa durch Fotoaufnahmen, not-
wendig.

Dividende als Renditeplus 

Anleger können sich jetzt noch für die anstehende Dividen-
densaison positionieren. Viele Sparer vergessen, dass die 
Ausschüttungen neben den Kursen ebenfalls ein wichtiger 
Teil einer Anlagestrategie in Aktien sind. Vor allem wenn die 
Zinsen anderweitig sehr niedrig sind, lohnt sich ein Blick auf 
die Dividendenrenditen. Man muss aber nicht gleich alles auf 
eine Karte setzen. Auch Fondsanleger können mit speziellen 
Dividendenfonds von dem Renditeplus profitieren.

Gerade in turbulenten Börsenzeiten, wie wir sie zuletzt mit 
einem teilweise deutlichen Auf und Ab erlebt haben, können 
die so genannten „Dividenden-Aristokraten“ bei Anlegern 
für ruhige Nächte sorgen. Speziell diese nehmen Dividen-
denfonds sehr gerne in ihre Portfolios auf. Schließlich gibt es 
eine ganze Reihe von Unternehmen, die die Ausschüttungen 
selbst in Krisenzeiten nicht senken oder sogar anheben. Zu-
dem rechnen das Handelsblatt und die Commerzbank im 
Zuge einer gemeinsamen Untersuchung für die anstehende 
Dividendensaison mit einem neuen Ausschüttungsrekord 
der 30 DAX-Unternehmen in Höhe von insgesamt 29,6 Mrd. 
Euro.

EDITORIAL TIPPS & SERVICESSCHWERPUNKT AKTUELLES

HausratversicherungImmobilien Geldanlage
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Urlaub: Wer darf gehen?
Wenn verheiratete Paare in verschiedenen Unternehmen 
arbeiten, ist es nicht immer leicht, zur gleichen Zeit Urlaub 
zu bekommen, um dann gemeinsam verreisen zu können. 
In vielen Unternehmen wird dabei zu Anfang des Jahres der 
Urlaub für das gesamte Jahr geplant. Allerdings wird häufig 
nicht nur die Abstimmung mit den Arbeitskollegen schwie-
rig, vielmehr sorgen auch die Chefs für Unmut, wenn sie 
wichtige Mitarbeiter nicht gehen lassen wollen.

Generell regelt das Bundesurlaubsgesetz die Frage nach 
dem Urlaubanspruch. Danach hat jeder Arbeitnehmer bezo-
gen auf eine Sechstagewoche einen gesetzlich verankerten 
Mindestanspruch von 24 Werktagen Erholungsurlaub pro 
Jahr. Es ist auch gesetzlich geregelt, wann sich der Arbeit-
geber querstellen kann und welche Mitarbeiter vorrangig 
Urlaub nehmen dürfen. Grundsätzlich muss sich der Arbeit-
geber nach den zeitlichen Wünschen des Arbeitnehmers 
richten. Ausnahmen stellen hierbei so genannte dringende 
betriebliche Belange dar. In diesem Fall wird sowohl die ak-
tuelle betriebliche Situation (Auftragsspitzen, usw.) als auch 
die Stellung des Mitarbeiters in der Firma berücksichtigt.

Bei der Frage, wer von den Mitarbeitern Vorrang genießt, 
spielen Aspekte wie das Lebensalter oder die Betriebszuge-
hörigkeit eine wichtige Rolle. Aus diesem Grund dürfte ein 
junger Single, der neu im Betrieb ist, einem altgedienten 
Familienvater bei der Terminbelegung weichen müssen. 
Wer es dann in den wohlverdienten Urlaub geschafft hat, 
darf sich ungestört erholen, denn man muss weder erreich-
bar sein, noch seine Adresse angeben. Ebenfalls ein großer 
Streitpunkt kann der Resturlaub sein. Der Urlaub darf dabei 
nur in Ausnahmefällen in das neue Jahr und nur bis zum 31. 
März übertragen werden. Ein Grund wäre zum Beispiel eine 
Krankheit, die die Inanspruchnahme zum vorgesehenen Ter-
min verhindert hatte.

.
Reiserücktritt bedenken

Viele Menschen planen derzeit ihren Sommerurlaub 2015. 
Wer frühzeitig bucht, kann davon ausgehen, tatsächlich 
einen Platz in einem Top-Hotel in dem gewünschten Ur-
laubsziel oder auf der Traumkreuzfahrt zu erhalten. Doch 
was passiert, wenn einem etwas dazwischenkommt, was 
man unmöglich einplanen konnte und gezwungen wird, die 
Reise nicht anzutreten? 

In einem solchen wünscht sich natürlich jeder, eine Rei-
serücktrittsversicherung abgeschlossen zu haben. Diese 
erstattet dem Versicherten alle mit dem Rücktritt entstan-
denen Kosten. Der erste Blick richtet sich dabei auf die Ko-
sten der Reise. Ist diese besonders teuer, liegt die Vermutung 
nahe, dass sich eine Absicherung eher lohnt. Solche Versi-
cherungen können aber nicht nur für eine bestimmte Rei-
se abgeschlossen werden, sondern auch für alle Reisen in-
nerhalb eines Jahres. Sie greifen zum Beispiel bei schweren 
Erkrankungen, Unfallverletzungen, Impfunverträglichkeit, 
Schwangerschaft, einem unerwarteten Arbeitsplatzwechsel 
oder dem Verlust des Arbeitsplatzes.

Deutsche immer reicher
Die Niedrigzinsen beherrschen bereits einige Jahre die Geld-
anlage. Die Folgen sind vielfältig und im Fall von Deutsch-
land auch etwas überraschend. Laut Zahlen der Deutschen 
Bundesbank wurden die Deutschen im dritten Quartal 
2014 deutlich reicher. Das Geldvermögen stieg demnach 
zwischen Juli und September 2014 um 28 Milliarden Euro 
bzw. 0,6 Prozent auf 5,011 Billionen Euro, so viel wie noch 
nie. Die deutschen Sparer waren im vergangenen Herbst 
einmal mehr sehr aktiv und machten dem Ruf Deutschlands 
als Sparernation alle Ehre. Ein Hauptteil des Zuwachses floss 
in die wenig verzinsten Anlageform Bankeinlagen. Dahinter 
verbergen sich fasst ausschließlich besonders flüssige Sicht-
einlagen wie Giro- und Tagesgeldkonten sowie Bargeld.

Die neuesten von der Deutschen Bundesbank veröffentli-
chten Rekordzahlen sind aber nur bedingt mit Vergangen-
heitswerten vergleichbar. Schuld ist hierbei die Umstellung 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung in der gesamten 
Europäischen Union an neue internationale Standards im 
September 2014. Dabei fließen Vermögenswerte privater 
Organisationen ohne Erwerbszweck, also etwa Gewerk-
schaften oder Kirchen, nicht mehr in die Statistik der Deut-
schen Bundesbank ein. Damit liegt das Gesamtvermögen 
also noch einmal höher, zumal auch generell Wertobjekte 
wie Immobilien oder Kunst nicht in die Berechnung des 
Geldvermögens einfließen.

So beeindruckend die Zahl auf den ersten Blick erscheint, ist 
sie auch in einer anderen Hinsicht mit Vorsicht zu genießen. 
Denn mit dem klassischen Vermögensbegriff vieler Men-
schen hat die Kennzahl deutsches Geldvermögen nur zum 
Teil etwas zu tun. Hinter dem Begriff verbirgt sich nämlich 
die Summe aus den gesamten Verbindlichkeiten der pri-
vaten Haushalte in Höhe von 1,581 Billionen Euro und dem 
Nettogeldvermögen in Höhe von 3,43 Billionen Euro. 
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